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2 1 3 . Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem die Dienstpragmatik geändert wird

(Dienstpragmatik-Novelle 1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Dienstpragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, wird
wie folgt geändert:

Der § 28 samt Überschrift erhält folgende
Fassung:

„ D i e n s t z e i t

§ 28. (1) Wenn der Beamte nicht vom Dienst
enthoben oder seine Abwesenheit vom Dienst
gerechtfertigt ist, hat er die im Dienstplan vor-
geschriebenen Dienststunden einzuhalten.

(2) Die regelmäßige Wochendienstzeit des Be-
amten beträgt 42 Stunden und vom 1. Jänner
1975 an 40 Stunden. Die Wochendienstzeit ist
unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfor-
dernisse und der berechtigten Interessen der
Beamten durch einen Dienstplan möglichst gleich-
mäßig und bleibend auf die Tage der Woche auf-
zuteilen. Soweit nicht zwingende dienstliche oder
sonstige öffentliche Interessen entgegenstehen,
sind Sonntage, gesetzliche Feiertage und Samstage
dienstfrei zu halten.

(3) Soweit nicht dienstliche oder sonstige
öffentliche Interessen entgegenstehen, kann ab-
weichend von der Regelung des Abs. 2 die glei-
tende Dienstzeit eingeführt werden. Unter glei-
tender Dienstzeit ist jene Form der Dienstzeit
zu verstehen, bei der der Beamte den Beginn
und das Ende seiner täglichen Dienstzeit inner-

halb festgesetzter Grenzen (Gleitzeit) selbst
bestimmen kann und während »des übrigen Teiles
der Dienstzeit (Blockzeit) jedenfalls Dienst zu
versehen hat. Bei gleitender Dienstzeit ist vorzu-
sorgen, daß die Erfüllung der regelmäßigen
Wochendienstzeit im mehrwöchigen Durchschnitt
gewährleistet ist.

(4) Bei mehrschichtigem Dienst oder bei Wech-
seldienst ist ein Schicht- oder Wechseldienstplan
zu erstellen; hiebei darf im Schicht- oder Wech-
seldienstturnus die regelmäßige Wochendienstzeit
im mehrwöchigen Durchschnitt nicht überschrit-
ten werden. Ist bei mehrschichtigem Dienst oder
bei Wechseldienst regelmäßig an Sonn- oder (Feier-
tagen Dienst zu leisten und wird der Beamte tur-
nusweise zu solchen Sonn- und Feiertagsdiensten
unter Festsetzung einer entsprechenden Ersatz-
ruhezeit eingeteilt, so gilt der Dienst an dem
Sonn- oder Feiertag als Werktagsdienst; wird
der Beamte während der Ersatzruhezeit zur
Dienstleistung herangezogen, so gilt dieser Dienst
als Sonntagsdienst.

(5) Für Beamte, in deren Dienstzeit auf Grund
der Eigenart des Dienstes regelmäßig oder in
erheblichem Umfang Dienstbereitschaft bzw.
Wartezeiten fallen und diese durch organisatori-
sche Maßnahmen nicht vermieden werden kön-
nen, kann die Bundesregierung durch Verord-
nung bestimmen, daß der Dienstplan eine längere
als die in den Abs. 2 und 4 vorgesehene Wochen-
dienstzeit umfaßt.

(6) Der Beamte hat auf Anordnung über die
im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden
hinaus Dienst zu versehen (Überstunden). Den
auf Anordnung geleisteten Überstunden sind —
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ausgenommen bei gleitender Dienstzeit — Über-
stunden gleichzuhalten, wenn

1. der Beamte einen zur Anordnung der Über-
stunde Befugten nicht erreichen konnte,

2. die Leistung der Überstunde zur Abwehr
eines Schadens unverzüglich notwendig war,

3. die Notwendigkeit der Leistung der Über-
stunde nicht auf Umstände zurückgeht, die
von dem Beamten, der die Überstunden ge-
leistet hat, hätten vermieden werden kön-
nen,

4. der Beamte diese Überstunden spätestens
innerhalb einer Woche nach der Leistung
schriftlich meldet. Ist der Beamte durch ein
unvorhergesehenes oder unabwendbares Er-
eignis ohne sein Verschulden verhindert die
Frist einzuhalten, so verlängert sie sich um
die Dauer der Verhinderung.

Überstunden sind entweder durch Freizeit aus-
zugleichen oder nach den besoldungsrechtlichen
Vorschriften abzugelten.

(7) Rufbereitschaft gilt nicht als Dienstzeit.
Wird ein Beamter im Rahmen einer Rufbereit-
schaft zum Dienst herangezogen, so gilt die Zeit
während der er Dienst zu versehen hat, als
Dienstzeit."

Artikel II
(1) Verordnungen auf Grund der Bestimmun-

gen dieses Bundesgesetzes dürfen bereits ab der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes mit der
Maßgabe erlassen werden, daß sie nicht früher
als die Bestimmung dieses Bundesgesetzes, zu
deren Durchführung sie erlassen werden, in Kraft
treten.

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Art. I
bestehende Regelungen, die eine kürzere
Wochendienstzeit als § 28 Abs. 2 Dienstprag-
matik vorsehen, bleiben so lange unberührt, als
sich aus § 28 Abs. 2 keine gleiche oder kürzere
Wochendienstzeit ergibt.

Artikel III
Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Dezember

1972 in Kraft.

Artikel IV
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

die Bundesregierung, in den Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bun-
desministers betreffen, dieser Bundesminister
betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

2 1 4 . Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert

wird (24. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 168/
1972, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Monatsbezug besteht aus dem Gehalt
und allfälligen Zulagen (Dienstalterszulagen,
Dienstzulagen, Verwaltungsdienstzulage, Ver-
wendungszulage, Ergänzungszulagen, Exekutiv-
dienstzulage, Heeresdienstzulage, Omnibuslen-
kerzulage, Wachdienstzulage, Truppendienstzu-
lage, Truppenverwendungszulage, Haushaltszu-
lage, Teuerungszulagen)."

2. § 13 b erhält folgende Fassung:

„Verjährung

§ 13 b. (1) Der Anspruch auf Leistungen ver-
jährt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren
geltend gemacht wird, nachdem die anspruchs-
begründende Leistung erbracht worden oder der
anspruchsbegründende Aufwand entstanden ist.

(2) Das Recht auf Rückforderung zu Unrecht
entrichteter Leistungen (§ 13 a) verjährt nach drei
Jahren ab ihrer Entrichtung.

(3) Was trotz Verjährung geleistet worden ist,
kann nicht zurückgefordert werden."

3. An die Stelle der §§15 bis 20 treten fol-
gende Bestimmungen:

„Nebengebühren

§ 15. (1) Nebengebühren sind
1. die Überstundenvergütung (§ 16),
2. die Pauschalvergütung für verlängerten

Dienstplan (§ 16 a),
3. die Sonn- und Feiertagsvergütung (Sonn-

und Feiertagszulage) (§ 17),
4. die Journaldienstzulage (§17 a),
5. die Bereitschaftsentschädigung (§ 17 b),
6. die Mehrleistungszulage (§ 18),
7. die Belohnung (§ 19),
8. die Erschwerniszulage (§19 a),
9. die Gefahrenzulage (§19 b),

10. die Aufwandsentschädigung (§ 20),
11. die Fehlgeldentschädigung (§ 20 a),
12. der Fahrtkostenzuschuß (§ 20 b),
13. die Jubiläumszuwendung (§ 20 c).

(2) Die unter Abs. 1 Z. 1, 4 bis 6 und 8 bis 11
angeführten Nebengebühren sowie die im Abs. 1
Z. 3 angeführte Sonn- und Feiertagsvergütung
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können pauschaliert werden, wenn die Dienst-
leistungen, die einen Anspruch auf eine solche
Nebengebühr begründen, dauernd oder so regel-
mäßig erbracht werden, daß die Ermittlung
monatlicher Durchschnittswerte möglich ist. Die
Pauschalierung bedarf der Zustimmung des Bun-
deskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen. Die Festsetzung einheitlicher Pauschale
für im wesentlichen gleichartige Dienste ist zu-
lässig. Bei pauschalierten Oberstundenvergütun-
gen ist zu bestimmen, welcher Teil der Vergü-
tung den Überstundenzuschlag darstellt.

(3) Das Pauschale hat den ermittelten Durch-
schnittswerten unter Bedachtnahme auf Abs. 5
angemessen zu sein und ist

1. bei Pauschalierung der Überstundenvergü-
tung und der Sonn- und Feiertagsver-
gütung in einem Hundertsatz des Gehaltes
zuzüglich einer allfälligen Dienstalterszulage,
Dienstzulage, Verwaltungsdienstzulage, Ver-
wendungszulage, Ergänzungszulage, Exe-
kutivdienstzulage, Heeresdienstzulage,
Omnibuslenkerzulage, Truppendienstzulage,
Truppenverwendungszulage, Wachdienstzu-
lage und Teuerungszulage,

2. bei Pauschalierung von Nebengebühren ge-
mäß Abs. 1 Z. 2, 4 bis 6, 8 und 9 in einem
Hundertsatz des Gehaltes (einschließlich all-
fälliger Teuerungszulagen) der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung und

3. bei den übrigen Nebengebühren in einem
Schillingbetrag

festzusetzen.

(4) Pauschalierte Nebengebühren sind mit dem
jeweiligen Monatsbezug im voraus auszuzahlen.

(5) Der Anspruch auf pauschalierte Neben-
gebühren wird durch einen Urlaub, während
dessen der Beamte den Anspruch auf Monats-
bezüge behält, oder eine Dienstverhinderung
auf Grund eines Dienstunfalles nicht berührt.
Ist der Beamte aus einem anderen Grund länger
als einen Monat vom Dienst abwesend, so ruht
die pauschalierte Nebengebühr von dem auf den
Ablauf dieser Frist folgenden Monatsersten bis
zum Letzten des Monates, in dem der Beamte
den Dienst wieder antritt.

(6) Die pauschalierte Nebengebühr ist neu zu
bemessen, wenn sich der ihrer Bemessung
zugrunde liegende Sachverhalt wesentlich geän-
dert hat. Die Neubemessung wird im Falle der
Erhöhung der pauschalierten Nebengebühr mit
dem auf die Änderung folgenden Monatsersten,
in allen anderen Fällen mit dem auf die Zustel-
lung des Bescheides folgenden Monatsersten
wirksam.

(7) Der Bundeskanzler und der Bundes-
minister für Finanzen haben, soweit ihnen eine

Mitwirkung bei der Zuerkennung oder Bemes-
sung von Nebengebühren zukommt, dafür zu
sorgen, daß eine gleichmäßige Behandlung der
Bundesbeamten im Bereiche sämtlicher Bundes-
dienststellen gewährleistet ist.

Überstundenvergütung

§ 16. (1) Dem Beamten gebührt für Über-
stunden (§ 28 Abs. 6 der Dienstpragmatik, RGBl.
Nr. 15/1914, in der Fassung der Dienstprag-
matik-Novelle 1972, BGBl. Nr. 213), die
nicht bis zum Ende des auf die Leistung der
Überstunden folgenden Monates durch Freizeit
ausgeglichen werden, eine Überstundenvergütung.
Soweit nicht dienstliche Interessen entgegen-
stehen, kann die Frist für den Freizeitausgleich
auf Antrag des Beamten oder mit dessen Zustim-
mung erstreckt werden.

(2) Überstunden außerhalb der Nachtzeit
(22.00 bis 6.00 Uhr) sind vor Überstunden in der
Nachtzeit auszugleichen. Überstunden an Sonn-
und Feiertagen sind nicht durch Freizeit auszu-
gleichen.

(3) Die Überstundenvergütung besteht aus der
Grundvergütung und dem Überstundenzuschlag.
Die Grundvergütung für die Überstunde ist
durch die Teilung des die Bemessungsgrundlage
bildenden Betrages durch die 4•33fache Anzahl
der für den Beamten gemäß § 28 Abs. 2 der
Dienstpragmatik geltenden Wochenstundenzahl
zu ermitteln. Die Bemessungsgrundlage besteht
aus dem Gehalt zuzüglich einer allfälligen im
§ 15 Abs. 3 angeführten Zulage des Beamten.
Der Überstundenzuschlag beträgt

1. für Überstunden außerhalb der Nachtzeit
50. v. H. und

2. für Überstunden während der Nachtzeit
100 v. H.

der Grundvergütung.

(4) Abrechnungszeitraum für die Überstunden-
vergütung ist der Kalendermonat. Die im Kalen-
dermonat geleisteten Überstunden sind zusam-
menzuzählen. Für Bruchteile von Überstunden,
die sich dabei ergeben, gebührt dem Beamten
der verhältnismäßige Teil der Überstundenver-
gütung.

(5) Die Teilnahme an Empfängen und gesell-
schaftlichen Veranstaltungen begründet, auch
wenn sie dienstlich notwendig ist, keinen An-
spruch auf Überstundenvergütung.

Pauschalvergütung für verlängerten Dienstplan

§ 16 a. (1) Beamten, für die ein Dienstplan
gemäß § 28 Abs. 5 der Dienstpragmatik gilt,
gebührt für die über die im § 28 Abs. 2 der
Dienstpragmatik angeführte Wochendienstzeit
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hinausgehende, in den Dienstplan fallende Zeit,
eine monatliche Pauschalvergütung.

(2) Bei der Festsetzung der Pauschalvergü-
tung ist auf das Ausmaß und die Intensität der
Inanspruchnahme Bedacht zu nehmen. Eine ein-
heitliche Festsetzung der Höhe der Pauschalver-
gütung für Beamte gleicher Verwendungsgrup-
pen ist zulässig.

(3) Die Festsetzung der Pauschalvergütung be-
darf der Zustimmung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Finanzen.

(4) Auf die Pauschalvergütung ist § 15 Abs. 2
letzter Satz und Abs. 3 bis 6 anzuwenden.

Sonn- und Feiertagsvergütung (Sonn- und
Feiertagszulage)

§ 17. (1) Soweit im Abs. 4 nichts anderes be-
stimmt ist, gebührt dem Beamten für jede
Stunde der Dienstleistung an einem Sonntag
oder gesetzlichen Feiertag an Stelle der Ober-
stundenvergütung nach § 16 eine Sonn- und
Feiertagsvergütung.

(2) Die Sonn- und Feiertagsvergütung besteht
aus der Grundvergütung nach § 16 Abs. 3 und
einem Zuschlag. Der Zuschlag beträgt für Dienst-
leistungen bis einschließlich der achten Stunde
100 v. H. und ab der neunten Stunde 200 v. H.
der Grundvergütung.

(3) Ist bei mehrschichtigem Dienst oder bei
Wechseldienst (§ 28 Abs. 4 der Dienstpragmatik)
regelmäßig an Sonn- und Feiertagen Dienst zu
leisten und wird der Beamte turnusweise zu sol-
chen Sonn- und Feiertagsdiensten unter Gewäh-
rung einer entsprechenden Ersatzruhezeit ein-
geteilt, so gilt der Dienst an dem Sonn- und
Feiertag als Werktagsdienst; wird der Beamte
während der Ersatzruhezeit zur Dienstleistung
herangezogen, so gilt dieser Dienst als Sonntags-
dienst.

(4) Dem unter Abs. 3 fallenden Beamten, der
an einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag
Dienst leistet, gebührt für jede Stunde einer
solchen Dienstleistung eine Sonn- oder Feiertags-
zulage im Ausmaß von 1"5 v. T. des Gehaltes
der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V zuzüglich
einer allfälligen Teuerungszulage.

(5) Die Abs. 4 und 5 des § 16 sind sinngemäß
anzuwenden.

Journaldienstzulage

§ 17 a. (1) Dem Beamten, der außerhalb der
im Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden
zu einem Journaldienst herangezogen wird, ge-
bührt für die im Journaldienst enthaltene Bereit-
schaftszeit und Dienstleistung an Stelle der Ver-
gütungen nach den §§ 16 und 17 eine Journal-
dienstzulage.

(2) Die Höhe der Journaldienstzulage ist unter
Bedachtnahme auf die Dauer des Dienstes und
die durchschnittliche Inanspruchnahme während
dieses Dienstes festzusetzen; ihre Bemessung be-
darf der Zustimmung des Bundeskanzlers und
des Bundesministers für Finanzen.

Bereitschaftsentschädigung

§ 17 b. (1) Dem Beamten, der sich außerhalb
der im Dienstplan vorgeschriebenen Dienst-
stunden auf Anordnung in einer Dienststelle
oder an einem bestimmten anderen Ort aufzu-
halten hat, um bei Bedarf auf der Stelle seine
dienstliche Tätigkeit aufnehmen zu können,
gebührt hiefür an Stelle der in den §§ 16 bis
17 a bestimmten Nebengebühren eine Bereit-
schaftsentschädigung, bei deren Bemessung auf
die Dauer der Bereitschaft Bedacht zu nehmen
ist.

(2) Dem Beamten, der sich außerhalb der im
Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden so-
wohl in seiner Wohnung erreichbar zu halten,
als auch von sich aus bei Eintritt von ihm zu
beobachtender Umstände seine dienstliche Tätig-
keit aufzunehmen hat, gebührt hiefür an Stelle
der in den §§ 16 bis 17 a bestimmten Neben-
gebühren eine Bereitschaftsentschädigung, bei
deren Bemessung auf die Dauer der Bereitschaft
und die Häufigkeit allenfalls vorgeschriebener
Beobachtungen Bedacht zu nehmen ist.

(3) Dem Beamten, der sich außerhalb der im
Dienstplan vorgeschriebenen Dienststunden er-
reichbar zu halten hat (Rufbereitschaft), gebührt
hiefür an Stelle der in den §§ 16 bis 17 a
bestimmten Nebengebühren eine Bereitschaftsent-
schädigung, deren Höhe nach der Dauer der
Bereitschaft zu bemessen ist.

(4) Die Bemessung der Bereitschaftsentschädi-
gungen nach den Abs. 1 bis 3 bedarf der Zustim-
mung des Bundeskanzlers und des Bundes-
ministers für Finanzen.

Mehrleistungszulagen

§ 18. (1) Dem Beamten, der eine in fachlicher
Hinsicht zumindest gute Leistung erbringt, die —
bezogen auf eine Zeiteinheit — in mengen-
mäßiger Hinsicht erheblich über der Normal-
leistung liegt, gebührt eine Mehrleistungszulage.

(2) Bei der Bemessung der Mehrleistungs-
zulage ist auf das Verhältnis der Mehrleistung
zur Normalleistung Bedacht zu nehmen. Die
Bemessung der Mehrleistungszulage bedarf der
Zustimmung des Bundeskanzlers und des
Bundesministers für Finanzen.

Belohnung

§ 19. (1) Belohnungen können in einzelnen
Fällen Beamten für außergewöhnliche Dienst-
leistungen zuerkannt werden.
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(2) Bei der Festsetzung der Höhe der Beloh-
nung ist auf die Bedeutung der Dienstleistung
Rücksicht zu nehmen.

Erschwerniszulage

§ 19 a. (1) Dem Beamten, der seinen Dienst
unter besonderen körperlichen Anstrengungen
oder sonstigen besonders erschwerten Umstän-
den verrichten muß, gebührt eine Erschwernis-
zulage.

(2) Bei der Bemessung der Erschwerniszulage
ist auf die Art und das Ausmaß der Erschwernis
angemessen Rücksicht zu nehmen. Die Bemessung
der Erschwerniszulage bedarf der Zustimmung
des Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

Gefahrenzulage

§ 19 b. (1) Dem Beamten, der Dienste verrich-
tet, die mit besonderen Gefahren für Gesund-
heit und Leben verbunden sind, gebührt eine
Gefahrenzulage.

(2) Bei der Bemessung der Gefahrenzulage ist
auf die Art und das Ausmaß der Gefahr ange-
messen Rücksicht zu nehmen. Die Bemessung der
Gefahrenzulage bedarf der Zustimmung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

Aufwandsentschädigung

§ 20. (1) Der Beamte hat Anspruch auf Ersatz
des Mehraufwandes, der ihm in Ausübung des
Dienstes oder aus Anlaß der Ausübung des
Dienstes notwendigerweise entstanden ist.

(2) Der Ersatz des Mehraufwandes, der einem
Beamten durch eine auswärtige Dienstver-
richtung oder eine Versetzung entsteht, wird
durch ein besonderes Bundesgesetz geregelt.

Fehlgeldentschädigung

§ 20 a. (1) Dem Beamten, der in erheblichem
Ausmaß mit der Annahme oder Auszahlung
von Bargeld, mit dem Verschleiß von Wert-
zeichen oder mit der Einlösung von Wertpapieren
und Zinsscheinen beschäftigt ist, gebührt zum
Ausgleich von Verlusten, die ihm durch ent-
schuldbare Fehlleistungen im Verkehr mit Par-
teien und im inneren Amtsverkehr entstehen
können, eine Fehlgeldentschädigung.

(2) Die Fehlgeldentschädigung ist unter
Zugrundelegung von Erfahrungswerten nach
Billigkeit zu bemessen. Die Bemessung bedarf
der Zustimmung des Bundeskanzlers und des
Bundesministers für Finanzen.

Fahrtkostenzuschuß

§ 20 b. (1) Dem Beamten gebührt ein Fahrt-
kostenzuschuß, wenn

1. die Wegstrecke zwischen der Dienststelle und
der nächstgelegenen Wohnung mehr als zwei
Kilometer beträgt,

2. er diese Wegstrecke an den Arbeitstagen
regelmäßig zurücklegt und

3. die notwendigen monatlichen Fahrtauslagen
für das billigste öffentliche Beförderungs-
mittel, das für den Beamten zweckmäßiger-
weise in Betracht kommt, den Fahrtkosten-
anteil übersteigen, den der Beamte nach
Abs. 3 selbst zu tragen hat.

(2) Soweit für Wegstrecken zwischen der
nächstgelegenen Wohnung und der Dienststelle
ein öffentliches Beförderungsmittel nicht in Be-
tracht kommt und diese Wegstrecken in einer
Richtung mehr als zwei Kilometer betragen, sind
die monatlichen Fahrtauslagen hiefür nach den
billigsten für Personenzüge zweiter Klasse in
Betracht kommenden Fahrtkosten — gemessen
an der kürzesten Wegstrecke — zu ermitteln.

(3) Der Fahrtkostenanteil, den der Beamte
selbst zu tragen hat (Eigenanteil), ist durch Ver-
ordnung der Bundesregierung mit dem Betrag
festzusetzen, dessen Tragung allen Beamten
billigerweise zumutbar ist.

(4) Die Höhe des monatlichen Fahrtkosten-
zuschusses ist durch Abzug des Eigenanteiles von
den notwendigen monatlichen Fahrtauslagen
(Abs. 1 Z. 3) zu ermitteln.

(5) Der Beamte ist vom Anspruch auf Fahrt-
kostenzuschuß ausgeschlossen, solange er

1. Anspruch auf Leistungen nach den §§ 22
und 34 der Reisegebührenvorschrift 1955,
BGBl. Nr. 133, in der Fassung der Verord-
nung der Bundesregierung vom 27. Sep-
tember 1955, BGBl. Nr. 203, und der
Bundesgesetze vom 21. April 1967, BGBl.
Nr. 158, und vom 12. Mai 1971, BGBl.
Nr. 192, hat, oder

2. aus Gründen, die er selbst zu vertreten hat,
mehr als 20 km außerhalb seines Dienst-
ortes wohnt.

(6) Der Beamte hat den Anspruch auf Fahrt-
kostenzuschuß jeweils für ein Kalendervierteljahr
— bei sonstigem Verlust — binnen drei Monaten
nach Ablauf dieses Kalendervierteljahres geltend
zu machen. Der Auszahlungsbetrag ist auf volle
Schillinge in der Weise zu runden, daß Beträge
unter 50 Groschen unberücksichtigt bleiben und
Beträge von 50 und mehr Groschen auf den
nächsten vollen Schillingbetrag ergänzt werden.
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(7) Der Fahrtkostenzuschuß gilt als Aufwands-
entschädigung.

Jubiläumszuwendung

§ 20 c. (1) Dem Beamten kann aus Anlaß der
Vollendung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jah-
ren für treue Dienste eine Jubiläumszuwendung
gewährt werden. Die Jubiläumszuwendung be-
trägt bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 50 v. H.
und bei einer Dienstzeit von 40 Jahren
100 v. H. des Monatsbezuges, der dem Beamten
für den Monat gebührt, in den das Dienstjubi-
läum fällt.

(2) Zur Dienstzeit im Sinne des Abs. 1 zählen:
1. die im bestehenden Dienstverhältnis zurück-

gelegte Zeit, soweit sie für die Vorrückung
wirksam ist, einschließlich der als Richter-
amtsanwärter zurückgelegten Zeit, die ge-
mäß § 42 Abs. 3 zweiter Satz erster Halb-
satz für die Vorrückung nicht wirksam ist,

2. die im § 12 Abs. 2 angeführten Zeiten, so-
weit sie für die Ermittlung des Vorrückungs-
stichtages berücksichtigt wurden,

3. die in Teilbeschäftigung in einem Dienst-
verhältnis zu einer inländischen Gebiets-
körperschaft zurückgelegten Zeiten, soweit
sie für die Vorrückung wirksam sind,

4. die im Ausbildungs- oder Dienstverhältnis
zu einer inländischen Gebietskörperschaft
zurückgelegten Zeiten, die für die Vorrük-
kung bloß deshalb nicht wirksam sind, weil
sie vor der Vollendung des 18. Lebens-
jahres liegen oder durch die Anwendung
der Überstellungsbestimmungen für die Vor-
rückung unwirksam geworden sind,

5. Dienstzeiten als Hochschulassistent, die ge-
mäß § 49 für die Vorrückung nicht wirksam
sind,

6. die in einem Unternehmen zurückgelegte
Zeit, wenn das Unternehmen vom Bund
übernommen worden und der Bund gegen-
über den Dienstnehmern in die Rechte des
Dienstgebers eingetreten ist.

(3) Die Jubiläumszuwendung im Ausmaß von
100 v. H. des Monatsbezuges kann auch gewährt
werden, wenn der Beamte nach einer Dienstzeit
von mindestens 35 Jahren aus dem Dienststand
ausscheidet. In diesem Fall ist der Jubiläums-
zuwendung der Monatsbezug im Zeitraum des
Ausscheidens aus dem Dienststand zugrunde zu
legen.

(4) Hat der Beamte die Voraussetzung für die
Gewährung einer Jubiläumszuwendung erfüllt
und ist er gestorben, ehe die Jubiläumszuwen-
dung ausgezahlt worden ist, so kann die Jubi-
läumszuwendung seinen versorgungsberechtigten
Hinterbliebenen zur ungeteilten Hand ausgezahlt
werden."

4. Die Tabellen im § 28 Abs. 3 erhalten fol-
gende Fassung:

5. An die Stelle des § 30 treten folgende
Bestimmungen:

„Verwaltungsdienstzulage

§ 30. (1) Dem Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung gebührt neben dem Gehalt eine ruhe-
genußfähige Dienstzulage. Sie beträgt bei Beam-
ten

(2) Die Dienstzulage nach Abs. 1 gebührt nicht
für Zeiträume, für die der Beamte gemäß § 85 d
Anspruch auf Heeresdienstzulage hat.

Verwendungszulage, Verwendungsabgeltung

§ 30 a. (1) Dem Beamten gebührt eine ruhe-
genußfähige Verwendungszulage, wenn er
dauernd
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1. in erheblichem Ausmaß Dienste verrichtet,
die einer höheren Verwendungsgruppe zuzu-
ordnen sind,

2. einen Dienst verrichtet, der regelmäßig nur
von Beamten einer höheren Dienstklasse
erwartet werden kann, oder

3. ein besonderes Maß an Verantwortung für
die Führung der Geschäfte der Allgemeinen
Verwaltung zu tragen hat und diese Verant-
wortung über dem Ausmaß an Verantwor-
tung liegt, das Beamte in gleicher dienst-
und besoldungsrechtlicher Stellung tragen.

(2) Die Verwendungszulage ist mit Vorrük-
kungsbeträgen oder halben Vorrückungsbeträgen
der Dienstklasse und Verwendungsgruppe zu
bemessen, der der Beamte angehört; sie darf in
den Fällen des Abs. 1 Z. 1 und 2 je drei
Vorrückungsbeträge und im Falle des Abs. 1 Z. 3
vier Vorrückungsbeträge nicht übersteigen. Die
Verwendungszulage nach Abs. 1 Z. 3 kann auch
in Hundertsätzen des Gehaltes der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V einschließlich einer
allfälligen Teuerungszulage bemessen werden,
wenn dies im Hinblick auf den Grad der höheren
Verantwortung erforderlich ist; sie darf in die-
sem Fall 50 v. H. dieses Gehaltes nicht über-
steigen. Innerhalb dieser Grenzen ist die Ver-
wendungszulage nach Abs. 1 Z. 1 und 2 nach
der Höherwertigkeit der Leistung, die
Verwendungszulage nach Abs. 1 Z. 3 nach dem
Grad der höheren Verantwortung und unter
entsprechender Bedachtnahme auf die vom Beam-
ten in zeitlicher oder mengenmäßiger Hinsicht
zu erbringenden Mehrleistungen zu bemessen.
Die Bemessung bedarf der Zustimmung des
Bundeskanzlers und des Bundesministers für
Finanzen.

(3) Durch die Verwendungszulage nach Abs. 1
Z. 3 gelten alle Mehrleistungen des Beamten in
zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht als abge-
golten.

(4) Die Verwendungszulage ist neu zu bemes-
sen, wenn der Beamte befördert, überstellt oder
auf einen anderen Dienstposten versetzt wird.

(5) Leistet der Beamte die im Abs. 1 erwähnten
Dienste nicht dauernd, aber mindestens während
eines Kalendermonates, so gebührt ihm hiefür
eine nicht ruhegenußfähige Verwendungsabgel-
tung, für deren Bemessung die Bestimmungen
des Abs. 2 maßgebend sind."

6. Im § 38 Abs. 1 wird in Z. 2 der Betrag von
„295 S" durch den Betrag von „371 S" ersetzt.

7. Im § 38 a Abs. 1 wird in Z. 2 der Betrag
von „221 S" durch den Betrag von „278 S"
ersetzt.

8. Die Tabelle im § 39 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

9. § 40 Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Die Bestimmungen der §§ 30 bis 31, des
§ 32 Abs. 1 und 4 und der §§ 33 bis 37 sind auf
die Beamten in handwerklicher Verwendung mit
der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß die
Verwendungsgruppen P 3 bis P 1 der Ver-
wendungsgruppe D und die Verwendungs-
gruppen P 6 bis P 4 der Verwendungsgruppe E
entsprechen."

10. im § 41 werden die Beträge von „4900 S"
und „5000 S" durch die Beträge von „6169 S"
und „6294 S" ersetzt.

11. Die Tabelle im § 42 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:
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12. Im § 43 wird der Betrag von „440 S" durch
den Betrag von „554 S" ersetzt.

13. Die Tabelle im § 44 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

13 a. Dem § 44 wird angefügt:

„(8) § 30 a ist auf Richter und Staatsanwälte
sinngemäß anzuwenden."

14. Die Tabelle im § 48 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

15. Im § 50 Abs. 2 werden die Beträge von
„2108 S" und „1053 S" durch die Beträge „2654 S"
und „1326 S" ersetzt.

16. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

17. Im § 56 Abs. 2 werden die Beträge von
„922 S" und „527 S" durch die Beträge von
„1161 S" und „663 S" ersetzt.

18. § 57 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
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19. Im § 58 Abs. 2 werden die Beträge von
„225 S" und „412 S" durch die Beträge von
„283 S" und „519 S" ersetzt.

20. § 58 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Dienstzulage beträgt
in den Gehaltsstufen 1 bis 5 315 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 441 S,
ab der Gehaltsstufe 12 629 S;
sie erhöht sich bei den im Abs. 3 lit. a genannten
Fremdsprachlehrern an Polytechnischen Lehr-
gängen und bei den im Abs. 3 lit. c genannten
Arbeitslehrerinnen an Polytechnischen Lehrgän-
gen und an hauswirtschaftlichen Berufsschulen
um 154 S."

21. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag von „743 S"
durch den Betrag von „935 S" ersetzt.

22. Im § 59 Abs. 7 werden die Beträge in lit. a
von „250 S", in lit. b von „380 S" und in lit. c
von „520 S" durch die Beträge von „315 S",
„478 S" und „655 S" ersetzt.

23. Im § 59 Abs. 8 wird der Betrag von
„250 S" durch den Betrag von „315 S" ersetzt.

24. Im § 59 Abs. 9 wird der Betrag von „380 S"
durch den Betrag von „478 S" ersetzt.

25. Im § 59 Abs. 12 wird der Betrag von
„300 S" durch den Betrag von „378 S" ersetzt.

26. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

27. Im § 60 Abs. 3 werden die Beträge von
„147 S" und „122 S" durch die Beträge von
„185 S" und „154 S" ersetzt.

28. Die Tabelle im § 60 Abs. 4 erhält folgende
Fassung:

29. § 61 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Vergütung beträgt je Wochenstunde

im Monat 64 v. H. des Gehaltes des Lehrers;
für die Berechnung dieser Vergütung sind die
Dienstalterszulage (§ 56) und die Dienstzulagen
nach § 58 Abs. 2 bis 6, § 59 Abs. 3 bis 5, 7 bis
12, § 60 Abs. 1 bis 3, 8 bis 10 und § 85 b Abs. 1
und 2 dem Gehalt zuzurechnen."

30. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

31. Im § 65 Abs. 3 wird der Betrag von „850 S"
durch den Betrag von „1070 S" ersetzt.

32. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag von „500 S"
durch den Betrag von „629 S" ersetzt.

33. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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34. § 72 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) § 29 Abs. 1 und 4 und § 30 a gelten auch

für Wachebeamte."
35. Im § 73 Abs. 1 erhält der letzte Satz fol-

gende Fassung:
„Die Dienstzulage beträgt während der Dauer
des provisorischen Dienstverhältnisses 113 S und
nach der Definitivstellung

36. Die Tabelle im § 74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

37. § 75 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) § 29 Abs. 1 und 4 und § 30 a gelten auch

für Berufsoffiziere."

38. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

39. Im § 76 a Abs. 1 werden die Beträge von
„356 S", „267 S" und „178 S" durch die Beträge
von „448 S", „336 S" und „224 S" ersetzt.

40. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag von „295 S"
durch den Betrag von „371 S" ersetzt.

41. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

42. Dem § 78 wird angefügt:
„(3) § 30 a ist auf zeitverpflichtete Soldaten

anzuwenden."

43. Im § 79 a wird der Betrag von „756 S"
durch den Betrag von „952 S" ersetzt.
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44. Im § 79 b werden in Z. 3 die Beträge von
„145 S" und „174 S" durch die Beträge von
„183 S" und „219 S" ersetzt.

45. Im § 85 b Abs. 1 wird der Betrag von
„139 S" durch den Betrag von „175 S" ersetzt.

46. Im § 85 d wird der Betrag von „667 S"
durch den Betrag von „840 S" ersetzt.

47. § 86 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Beamter, der dem im Abs. 1 um-
schriebenen Personenkreis angehört, kann durch
Vorrückung die nachstehenden weiteren Gehalts-
stufen erreichen:

Diese weiteren Gehaltsstufen sind bei der
Beurteilung des Anspruches auf eine Dienst-
alterszulage außer Betracht zu lassen."

Artikel II

Die im Gehaltsgesetz 1956 in der Fassung
des Art. I angeführten Bezugsansätze gebühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91•96 v. H.
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94•64 v. H.
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97•32 v. H.
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100•00 v. H.

Artikel III

(1) Für Beamte
a) der Dienstklasse VIII der Verwendungs-

gruppe A,
b) der Dienstklasse VIII der Verwendungs-

gruppen W 1 und H 2 und
c) der Dienstklasse VII der Verwendungs-

gruppen B, W 1 und H 2,
die vor dem 1. Jänner 1972 in diese Dienstklassen
ernannt wurden, kann zum Ausgleich von Här-
ten, die sich für sie gegenüber Laufbahnen ver-
gleichbarer, zwischen dem 1. Jänner 1972 und
dem 15. Feber 1972 beförderter Beamter ergeben
haben, der für die dienst- und besoldungsrecht-
liche Stellung in der jeweiligen Dienstklasse
maßgebende Tag vom zuständigen Bundesmini-
ster im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler
in der Zeit bis zum 30. Juni 1973 mit Wirksam-
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keit frühestens vom 1. März 1972 neu festgesetzt
werden.

(2) Ebenso kann für Beamte der Dienst-
klasse III der Verwendungsgruppen E, D, C, P 6
bis P 1 sowie W 3 und W 2 und der Dienst-
klasse IV der Verwendungsgruppen D, C und
W 2, die vor dem 1. Jänner 1972 in diese Dienst-
klassen ernannt wurden, zum Ausgleich von
Härten, die sich für sie gegenüber Laufbahnen
vergleichbarer zum 1. Jänner 1972 beförderter
Beamter ergeben haben, der für die dienst- und
besoldungsrechtliche Stellung maßgebende Tag
vom zuständigen Bundesminister im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzler in der Zeit bis zum
30. Juni 1973 mit Wirksamkeit frühestens vom
1. März 1972 neu festgesetzt werden.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 1 können auf
Beamte, die zwischen dem 1. Jänner 1972 und
dem 15. Feber 1972 in die Dienstklasse VIII
der Verwendungsgruppen A, W 1 und H 2 oder
in die Dienstklasse VII der Verwendungs-
gruppen B, W 1 und H 2 ernannt wurden,
angewendet werden, wenn sich für sie unter der
Annahme einer Beförderung vor dem 1. Jänner
1972 eine Verbesserung nach den Grundsätzen
des Abs. 1 ergeben würde.

(4) Bei Beamten, auf die Abs. 2 anzuwenden
ist und die mit 1. Juli 1972 in eine höhere Dienst-
klasse befördert werden, kann aus Anlaß dieser
Beförderung und mit deren Wirksamkeit vom
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzler die besoldungsrechtliche
Stellung unter Bedachtnahme auf Abs. 2 günstiger
festgesetzt werden, als sich dies aus § 33 des
Gehaltsgesetzes 1956 ergibt.

Artikel IV

Soweit für einzelne Gruppen von Beamten
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes;
gesetzes eine günstigere Regelung für die Abgel-
tung von Überstunden besteht, als in den §§ 16
und 17 des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung
des Art. I Z. 3 vorgesehen ist, bleiben diese
Regelungen in Geltung.

Artikel V

(1) Für die Zeit vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes ist die Gewährung von Mehr-
leistungsvergütungen für Leistungen, die über
das vorgeschriebene Ausmaß der Arbeitszeit
hinausgehen, ausgeschlossen.

(2) Für Beamte, für die auf Grund der Art
ihrer dienstlichen Verwendung die Erlassung
eines Dienstplanes gemäß § 28 Abs. 5 der Dienst-
pragmatik vorzunehmen ist, sind die Bestim-
mungen des § 18 des Gehaltsgesetzes 1956 in der

vor dem Inkrafttreten des Art. I Z. 3 geltenden
Fassung so lange weiter anzuwenden, bis die im
§ 28 Abs. 5 der Dienstpragmatik vorgesehenen
Verordnungen in Kraft treten.

Artikel VI

(1) Die nach den Bestimmungen des Gehalts-
gesetzes 1956 in der vor dem Inkrafttreten des
Art. I geltenden Fassung gewährten laufenden
Nebengebühren sind so lange weiter auszuzahlen,
bis nach den Bestimmungen der §§15 bis 20 a
des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des
Art. I Z. 3 über den Anspruch oder die Gewäh-
rung von Nebengebühren entschieden wurde.

(2) Die gemäß Abs. 1 weiter ausgezahlten
Nebengebühren sind auf die nach den §§15 bis
20 a des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des
Art. I Z. 3 für die gleiche Zeit gebührenden oder
gewährten Nebengebühren anzurechnen.

(3) Die nach § 18 des Gehaltsgesetzes 1956 in
der vor dem Inkrafttreten des Art. I Z. 3 gel-
tenden Fassung im Ausmaß von Vorrückungs-
beträgen gewährten Nebengebühren für eine der
im § 30 a Abs. 1 umschriebenen Leistungen
gelten ab dem Inkrafttreten des Art. I Z. 5 als
Verwendungszulage im Sinne des § 30 a des
Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des Art. I
Z. 5. Wurden solche Zulagen jedoch nicht aus
einem der im § 30 a Abs. 1 angeführten Gründe
gewährt, so gelten sie als pauschalierte Ver-
gütung von Überstunden.

(4) Die nach den bisherigen Bestimmungen
den Bediensteten der Post- und Telegraphen-
verwaltung gewährte Belastungszulage ist mit
dem Inkrafttreten des § 30 des Gehalts-
gesetzes 1956 in der Fassung des Art. I Z. 5
einzustellen.

Artikel VH

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 1 bis 3, 5, 29, 34, 37, 42 und

die Art. IV bis VI mit 1. Dezember 1972;
2. die übrigen Bestimmungen dieses Bundes-

gesetzes mit 1. Juli 1972.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können rückwirkend mit dem Tag in
Kraft treten, mit dem die gesetzlichen Bestim-
mungen, auf Grund derer sie erlassen wurden,
in Kraft treten. Abänderungen solcher Verord-
nungen können mit Rückwirkung um höchstens
drei Monate vor ihrer Kundmachung erlassen
werden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist,
jeder Bundesminister insoweit betraut, als er
oberste Dienstbehörde ist. Im Bereich der Kanzlei
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des Präsidenten des Nationalrates ist der Präsi-
dent des Nationalrates mit der Vollziehung
betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

215 . Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz
1948 geändert wird (20. Vertragsbedien-

stetengesetz-Novelle)
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 62/1972 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 lit. b erhält folgende Fassung:
„b) auf Personen, deren Dienstverhältnis durch

die Kunsthochschul-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 77/1972, geregelt ist;"

2. § 8 a Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das

Monatsentgelt und allfällige Zulagen (Dienst-
Zulagen, Verwaltungsdienstzulage, Ergänzungs-
zulagen, Haushaltszulage, Teuerungszulagen). So-
weit in diesem Bundesgesetz Ansprüche nach dem
Monatsentgelt zu bemessen sind, sind Dienst-
zulagen, die Verwaltungsdienstzulage und Ergän-
zungszulagen dem Monatsentgelt zuzuzählen."

3. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

4. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

5. § 14 Abs. 4 entfällt; Abs. 5 ist als Abs. 4
zu bezeichnen.

6. § 20 erhält folgende Fassung:

„Wochendienstzeit

§ 20. Für das Ausmaß der Wochendienstzeit
der Vertragsbediensteten gilt § 28 der Dienst-
pragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung
der Dienstpragmatik-Novelle 1972, BGBl. Nr.
213, sinngemäß."

7. § 22 erhält folgende Fassung:

„Nebengebühren; Verwaltungsdienstzulage
§ 22. (1) Für die Nebengebühren gelten die

einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die
Bundesbeamten sinngemäß.

(2) Den Vertragsbediensteten des Entlohnungs-
schemas I und des Entlohnungsschemas II gebührt
eine Verwaltungsdienstzulage. Sie beträgt
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(3) Ein Anspruch auf Verwaltungsdienstzulage
besteht nicht für Zeiträume, für die ein Anspruch
auf die Heeresdienstzulage (§ 52 a) besteht."

8. § 35 erhält folgende Fassung:

„Abfertigung

§ 35. (1) Dem Vertragsbediensteten gebührt
beim Enden des Dienstverhältnisses nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen eine Ab-
fertigung.

(2) Der Anspruch auf Abfertigung besteht
nicht,

1. wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte
Zeit eingegangen wurde (§ 4 Abs. 3) und durch
Zeitablauf geendet hat;

2. wenn das Dienstverhältnis vom Dienstgeber
nach § 32 Abs. 2 lit. a, c oder f gekündigt wurde;

3. wenn das Dienstverhältnis vom Dienst-
nehmer gekündigt wurde;

4. wenn den Dienstnehmer ein Verschulden
an der Entlassung (§ 34 Abs. 2) trifft;

5. wenn der Dienstnehmer gemäß § 34 Abs. 3
oder 4 entlassen wurde;

6. wenn der Dienstnehmer ohne wichtigen
Grund vorzeitig austritt (§ 34 Abs. 5);

7. wenn das Dienstverhältnis einverständlich
aufgelöst wird und keine Vereinbarung über die
Abfertigung zustande kommt;

8. wenn das Dienstverhältnis gemäß § 30 Abs. 1
lit. c oder d endet.

(3) Abweichend vom Abs. 2 Z. 3 gebührt
eine Abfertigung auch dann,

1. wenn eine weibliche Vertragsbedienstete
innerhalb von sechs Monaten, nachdem sie sich
verehelicht oder ein lebendes Kind geboren hat,
das Dienstverhältnis kündigt;

2. wenn das Dienstverhältnis bei Männern
nach Vollendung des 65. Lebensjahres, bei
Frauen nach Vollendung des 60. Lebensjahres
durch den Dienstnehmer gekündigt wird und das
Dienstverhältnis mindestens zehn Jahre ununter-
brochen gedauert hat.

(4) Die Abfertigung beträgt nach einer Dauer
des Dienstverhältnisses von

3 Jahren das Zweifache,
5 Jahren das Dreifache,

10 Jahren das Vierfache,
15 Jahren das Sechsfache,
20 Jahren das Neunfache,
25 Jahren das Zwölffache

des dem Vertragsbediensteten für den letzten
Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Mo-
natsentgeltes und der Haushaltszulage.

(5) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer
inländischen Gebjetskörperschaft sind der Dauer

des Dienstverhältnisses nach Abs. 4 zuzurechnen.
Die Zurechnung ist ausgeschlossen,

1. soweit die Dienstzeit in einem anderen
Dienstverhältnis für die Bemessung des Ruhe-
genusses angerechnet wurde, wenn aus diesem
Dienstverhältnis eine Anwartschaft oder ein
Anspruch auf einen Ruhegenuß besteht;

2. wenn das Dienstverhältnis noch andauert
oder wenn es in einer Weise beendet wurde,
durch die ein Abfertigungsanspruch erlosch oder,
falls Abs. 2 auf das Dienstverhältnis anzuwenden
gewesen wäre, erloschen wäre;

3. wenn der Vertragsbedienstete bei Beendi-
gung des Dienstverhältnisses eine Abfertigung
erhalten hat, soweit diese Abfertigung nicht
rückerstattet wurde; bei teilweiser Rückerstattung
ist die Dienstzeit in einem entsprechenden Teil-
ausmaß zuzurechnen.

(6) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod
des Vertragsbediensteten gelöst, so tritt an die
Stelle der Abfertigung ein Sterbekostenbeitrag.
Dieser beträgt die Hälfte der Abfertigung. Hat
das Dienstverhältnis noch nicht drei Jahre
gedauert, so beträgt der Sterbekostenbeitrag das
Einfache des dem Vertragsbediensteten für den
letzten Monat des Dienstverhältnisses gebühren-
den Monatsentgeltes und der Haushaltszulage.
Der Sterbekostenbeitrag gebührt nur den gesetz-
lichen Erben, zu deren Erhaltung der Erblasser
gesetzlich verpflichtet war. Sind solche gesetz-
liche Erben nicht vorhanden, so kann der Sterbe-
kostenbeitrag ganz oder zum Teil den Personen
gewährt werden, die erwiesenermaßen die Be-
gräbniskosten aus eigenen Mitteln bestritten oder
den Verstorbenen in seiner letzten Krankheit vor
dem Tod gepflegt haben."

9. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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10. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

11. Im § 44 a Abs. 1 letzter Satz werden die
Beträge von „S 117•90", „S 169•30" und
„S 61•50" durch die Beträge von „S 148•40",
„S 213•10" und „S 77•40" ersetzt.

12. Im § 44 a Abs. 2 werden die Beträge von
„S 113•40" und „S 207•60" durch die Beträge
von „S 142•80" und „S 261•30" ersetzt.

13. Im § 44 a Abs. 3 wird in lit.
a) der Betrag von „S 113•40" durch den Betrag

von „S 142•80"
b) der Betrag von „S 113•40" durch den Betrag

von „S 142•80"
c) der Betrag von „S 207•60" durch den Betrag

von „S 261•30"
d) der Betrag von „S 93•20" durch den Betrag

von „S 117•30" ersetzt.

14. Im § 44 a Abs. 4 werden die Beträge von
„S 74•10" und „S 61•50" durch die Beträge von
„S 93•30" und „S 77•40" ersetzt.

15. Im § 44 a Abs. 5 erhält der letzte Satz fol-
gende Fassung:

„(5) Die Dienstzulage beträgt jährlich
in der Entlohnungsgruppe l 1 . . . . S 14.593,
in den Entlohnungsgruppen l 2 . . S 11.627,
in der Entlohnungsgruppe l 3 . . . S 7.772."

16. Nach § 52 wird folgender § 52 a eingefügt:
„§ 52 a. Vertragsbediensteten, die nach § 11

des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 185/1966
zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion heran-
gezogen werden, gebührt für die Dauer dieser
Verwendung eine Heeresdienstzulage in der im
§ 85 d des Gehaltsgesetzes 1956 in der jeweils
geltenden Fassung festgesetzten Höhe."

17. § 53 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Sofern es zur Anpassung des Monatsent-

geltes und der im § 8 a Abs. 1 angeführten Zu-
lagen an geänderte Lebenshaltungskosten not-

wendig ist, können durch Verordnung der Bun-
desregierung im Einvernehmen mit dem Haupt-
ausschuß des Nationalrates Teuerungszulagen ge-
währt werden. Diese Teuerungszulagen sind in
Hundertsätzen festzulegen. Sie können für das
Monatsentgelt und die einzelnen im § 8 a Abs. 1
angeführten Zulagen auch verschieden hoch fest-
gesetzt werden."

Artikel II

Die im Vertragsbedienstetengesetz 1948 in der
Fassung des Art. I angeführten Entlohnungs-
ansätze gebühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91•96 v. H.
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94•64 v. H.
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97•32 v. H.
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100•00 v. H.

Artikel III

Bei der Berechnung der dem Vertragsbedien-
steten am 15. November 1972 gebührenden Son-
derzahlung ist die Verwaltungsdienstzulage gemäß
§ 22 Abs. 2 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
in der Fassung des Art. I Z. 7 dem Monatsent-
gelt zuzuzählen.

Artikel IV

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 16 mit 1. Jänner 1972;
2. Art. I Z. 1 mit 15. März 1972;
3. Art. I Z. 3, 4 und 9 bis 15 sowie Art. II

mit 1. Juli 1972;
4. Art. I Z. 2, 5 bis 7 und 17 mit 1. De-

zember 1972.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird,
die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.
Im Bereich der Kanzlei des Präsidenten des Natio-
nalrates ist der Präsident des Nationalrates mit
der Vollziehung betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

216 . Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem das Pensionsgesetz 1965 geändert

wird (3. Pensionsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, wird
wie folgt geändert:
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1. Der Abs. 4 des § 18 hat zu entfallen. Der
bisherige Abs. 5 ist als Abs. 4 zu bezeichnen.

2. Im § 20 Abs. 3 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Die Bestimmung des § 19 Abs. 4 bleibt un-
berührt."

3. Im § 26 Abs. 1 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Die Bestimmung des § 19 Abs. 4 bleibt unbe-
rührt."

4. Im § 41 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

„(2) Wird durch gesetzliche Vorschriften die
Höhe des Gehaltes oder der ruhegenußfähigen
Zulagen der Beamten des Dienststandes geändert,
so ändert sich die Höhe des ruhegenußfähigen
Monatsbezuges der Beamten des Ruhestandes ent-
sprechend. Ebenso ändert sich die Bemessungs-
grundlage der Ruhegenußzulage, wenn die Höhe
der Aktivzulage geändert wird.

(3) Beim Zutreffen der im Abs. 2 genannten
Voraussetzungen ändert sich das im § 19 Abs. 4
vorgesehene Höchstmaß der Versorgungsleistung
um denselben Hundertsatz, um den sich bei
einem Beamten des Dienststandes das Gehalt der
Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V ändert."

5. a) Die Überschrift des § 49 hat zu lauten:

„ U n t e r h a l t s b e i t r a g f ü r d i e A n g e -
h ö r i g e n u n d H i n t e r b l i e b e n e n

e i n e s e n t l a s s e n e n B e a m t e n "

b) Dem § 49 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Auf den Hinterbliebenen eines aus dem
Dienststand entlassenen Beamten sind die Bestim-
mungen der Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwen-
den."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1971
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten je-
doch, die nur ein Bundesministerium betreffen,
der zuständige Bundesminister betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

217. Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem die Bundesforste-Dienstordnung
geändert wird (4. Novelle zur Bundes-

forste-Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 466/1969, 227/1970 und 169/1972
wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:
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2. § 21 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalters2ulage beträgt in der
Verwendungsgruppe A 491 S, in der Verwen-
dungsgruppe B 374 S, in der Verwendungs-

gruppe C 234 S und in der Verwendungsgruppe D
203 S. Sie erhöht sich nach vier in der höchsten
Gehaltsstufe verbrachten Jahren auf das doppelte
Ausmaß der vorgenannten Beträge."

3. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

4. § 25 Abs. 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Der Zuschlag beträgt für jeden vollen
Punkt

a) für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3
23•50 S und

b) für Bedienstete der Verwendungsstufen C 2
oder C 3 56•60 S."

5. § 75 erhält folgende Fassung:

„§ 75. Die in diesem Gesetz angeführten

Bezugsansätze gebühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91•96 v. H.,
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94•64 v. H.,
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97•32 v. H.
und
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100 v. H."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1972
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist,
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

Jonas
Kreisky Weihs

218. Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem das Dorotheums-Bediensteten-

gesetz geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Dorotheums-Bedienstetengesetz, BGBl.
Nr. 194/1968, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 290/1971 wird wie folgt geändert:

1. Die Tabelle im § 6 Abs. 2 hat zu lauten:
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2. § 6 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des Betriebs-
dienstes der Dienststufen 6 bis 11 erhöht sich
der nach Abs. 2 für die Dienststufe 5 vorgesehene
Gehalt um

3. Die Tabelle im § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

4. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Bediensteten des Schätztech-
nischen Dienstes der Dienststufen 5 bis 7 erhöht
sich der nach Abs. 2 für die Dienststufe 4 vor-
gesehene Gehalt um

5. Die Tabelle im § 8 Abs. 3 hat zu lauten;

6. Die Tabelle im § 9 Abs. 2 hat zu lauten:

7. Die Tabelle im § 10 Abs. 2 hat zu lauten:
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Artikel II

Die im Dorotheums-Bedienstetengesetz in der
Fassung des Artikels I angeführten Bezugs-
ansätze gebühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91.96 v. H.,
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94.64 v. H.,
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97.32 v. H.,
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100.00 v. H.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1972
in Kraft.

(2) Artikel I des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 290/1971 tritt mit Ablauf des 30. Juni 1972
außer Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Inneres betraut.

Jonas
Kreisky Rösch

2 1 9 . Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem die Kunsthochschul-Dienstordnung
abgeändert wird (1. Novelle zur Kunsthoch-

schul-Dienstordnung)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die Kunsthochschul-Dienstordnung, BGBl.

Nr. 77/1972, wird wie folgt geändert:
1. Im § 3 treten an die Stelle der Abs. 2 bis 4

folgende Bestimmungen:

„(2) Als Mindest- und Höchstsätze der Jahres-
entlohnung für eine Unterrichtsstunde pro Woche
gelten:

(3) Die im Abs. 2 festgesetzten Mindest- und
Höchstsätze der Jahresentlohnung gelten ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91•96 v. H.
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94•64 v. H.
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97•32 v. H.
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100•00 v. H."

2. Die bisherigen Abs. 5 und 6 sind als Abs. 4
und 5 zu bezeichnen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1972
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung betraut.

Jonas
Kreisky Firnberg

220. Bundesgesetz vom 14. Juni 1972, mit
dem das Hochschulassistentengesetz 1962 ge-
ändert wird (9. Novelle zum Hochschul-

assistentengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Hochschulassistentengesetz 1962, BGBl.
Nr. 216, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 6/1969 wird geändert wie folgt:

1. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfs-
kräften gebührt ein Monatsentgelt von 4366 S;
das Monatsentgelt beträgt aber für wissenschaft-
liche Hilfskräfte, die Diplomkaufmann, Diplom-
volkswirt oder Diplomdolmetscher sind, 4582 S.
Neben dem Monatsentgelt gebührt eine Haus-
haltszulage nach den Bestimmungen der §§ 4
und 5 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54.
Nicht vollbeschäftigten wissenschaftlichen Hilfs-
kräften gebührt der ihrer Arbeitszeit entspre-
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chende Teil des Monatsentgeltes und der Haus-
haltszulage."

2. Die Abs. 2 und 3 des § 21 erhalten folgende
Fassung:

„(2) Das Monatsentgelt der vollbeschäftigten
Vertragsassistenten beträgt im ersten Jahr ihrer
Verwendung 5854 S,
vom zweiten bis einschließlich dem vierten
Jahr ihrer Verwendung 6175 S,
ab dem fünften Jahr ihrer Verwendung 6496 S,
ab dem siebenten Jahr ihrer Verwendung 7138 S
und ab dem neunten Jahr ihrer Verwen-
dung 7596 S.

(3) Das Monatsentgelt erhöht sich für Vertrags-
assistenten, welche das Doktorat der Medizin er-
worben haben und als Ärzte verwendet werden,
ab dem elften Jahr ihrer Verwendung
auf 8130 S,
ab dem dreizehnten Jahr ihrer Verwen-
dung auf 8579 S
und ab dem fünfzehnten Jahr ihrer Ver-
wendung auf 9029 S."

3. Dem § 21 wird angefügt:

„(6) Vollbeschäftigten Vertragsassistenten, auf
die § 5 Abs. 2 anzuwenden ist, gebührt eine
Kollegiengeldabgeltung unter sinngemäßer An-
wendung der Bestimmungen des § 51 Abs. 8 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung der 20. Ge-
haltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 245/1970."

4. § 22 erhält folgende Fassung:

„§ 22. Die Bestimmungen des § 4 Abs. 1 und 4,
des § 5 Abs. 1 bis 3 und der §§ 16 und 17
Abs. 1 sind auf das Dienstverhältnis der Vertrags-
assistenten anzuwenden."

Artikel II

Die im § 18 Abs. 1 und § 21 Abs. 2 und 3
des Hochschulassistentengesetzes 1962 in der Fas-
sung des Art. I angeführten Bezugsansätze ge-
bühren ab

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91•96 v. H.,
1. Juli 1973 im Ausmaß von 94•64 v. H.,
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97•32 v. H. und
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100 v. H.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich des
Art. I Z. 1 und 2 und des Art. II mit 1. Juli 1972
und hinsichtlich des Art. I Z. 3 und 4 mit Beginn
des Wintersemesters 1972/73 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung betraut.

Jonas
Kreisky Firnberg

2 2 1 . Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
mit dem das Heeresgebührengesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Heeresgebührengesetz, BGBl. Nr. 152/
1956, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 140/1957, 116/1962, 185/1966, 12/1967, 376/
1967, 272/1969 und 272/1971 wird wie folgt ge-
ändert:

1. Der Abs. 1 des § 4 hat zu lauten:

„(1) Den Wehrpflichtigen gebührt vom Tag
ihres Dienstantrittes an für jeden in die Dienst-
zeit einzurechnenden Tag des Präsenzdienstes ein
Taggeld, das für Wehrmänner, Chargen und
Unteroffiziere 20 S täglich, für Offiziere 40 S täg-
lich beträgt."

2. Der Abs. 3 des § 4 hat zu lauten:

„(3) Für die Tage, an denen ein Wehrpflich-
tiger nach § 2 Abs. 1 lit. a, b oder c des Wehr-
gesetzes eingesetzt ist, gebührt ihm ein erhöhtes
Taggeld; dieses beträgt für Wehrpflichtige, die ein
Taggeld nach Abs. 1 erhalten, bei Wehrmännern,
Chargen und Unteroffizieren 30 S täglich, bei Of-
fizieren 60 S täglich und für Wehrpflichtige, die
ein Taggeld nach Abs. 2 erhalten, 90 S täglich."

3. Dem § 4 ist folgender neuer Abs. 4 anzu-
fügen :

„(4) Das Taggeld nach Abs. 1 gebührt Wehr-
pflichtigen, die zwischen zwei Auszahlungstermi-
nen (§ 7 Abs. 1) aus dem Präsenzdienst entlassen
werden, auch für jene Tage, die zwischen dem
Tag der Entlassung und dem diesem Tag un-
mittelbar folgenden Auszahlungstermin liegen."

4. Der Abs. 2 des § 5 hat zu lauten:
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Für die Wehrpflichtigen mit anders festgesetz-
ten Dienstgradbezeichnungen gelten die Ansätze
für die gleichwertigen Dienstgrade."

5. Dem Abs. 3 des § 5 ist folgender Satz an-
zufügen:

„Wehrpflichtigen, die Anspruch auf das Taggeld
nach § 4 Abs. 1 haben und zwischen zwei Aus-
zahlungsterminen (§ 7 Abs. 1) aus dem Präsenz-
dienst entlassen werden, gebührt die Dienstgrad-
zulage auch für jene Tage, die zwischen dem Tag
der Entlassung und dem diesem Tag unmittelbar
folgenden Auszahlungstermin liegen."

6. Der Abs. 2 des § 6 hat zu lauten:

„(2) Die im Abs. 1 genannte Überbrückungs-
hilfe ist am Tage der Beendigung des Grund-
wehrdienstes, im Falle eines außerordentlichen
Präsenzdienstes nach § 32 Abs. 2 des Wehr-
gesetzes am Tage der Entlassung aus diesem Prä-
senzdienst auszuzahlen. Wird ein Wehrpflichtiger
vorzeitig aus dem Grundwehrdienst entlassen, so
ist ihm vor dieser Entlassung die Überbrückungs-
hilfe in dem Ausmaß, das zu diesem Zeitpunkt
auf die abgeleistete Präsenzdienstzeit entfällt, aus-
zuzahlen; die restliche Überbrückungshilfe ist
ihm am Tage der Entlassung aus dem restlich ab-
geleisteten Grundwehrdienst auszuzahlen. Wird
ein Wehrpflichtiger vorzeitig aus einem außer-
ordentlichen Präsenzdienst nach § 32 Abs. 2 des
Wehrgesetzes entlassen, so ist ihm die Über-
brückungshilfe vor dieser Entlassung auszu-
zahlen."

7. Der Abs. 4 des § 6 hat zu lauten:

„(4) Die im Abs. 3 genannte Prämie ist dem
Wehrpflichtigen, sofern er sich zu einem freiwil-
lig verlängerten Grundwehrdienst in der Dauer
von drei oder sechs Monaten verpflichtet hat,
nach Ableistung dieses Präsenzdienstes, sofern er
sich aber zu einem freiwillig verlängerten Grund-
wehrdienst in der Dauer eines Vielfachen von
sechs Monaten verpflichtet hat, für jeweils sechs
Monate des abgeleisteten Präsenzdienstes am
letzten Tage dieses Zeitraumes auszuzählen. Tritt
der Wehrpflichtige unmittelbar vor dem Aus-
zahlungstag eine Dienstfreistellung an, so ist ihm
die Prämie am Tage vor dem Antritt der Dienst-
freistellung auszuzahlen. Wird der Wehrpflich-
tige vorzeitig aus dem Präsenzdienst entlassen, so
ist ihm die Prämie in dem für die Zeit zwischen
dem letzten Auszahlungstag und dem Tag der
Entlassung gebührenden Ausmaß am Tage der
Entlassung auszuzahlen. Fällt ein Auszahlungstag
auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, so ist
die Prämie an jenem Tage auszuzahlen, der

diesem Auszahlungstag unmittelbar vorangeht
und nicht selbst ein Samstag, Sonntag oder Feier-
tag ist."

8. Der Abs. 1 des § 7 hat zu lauten:

„(1) Taggelder und Dienstgradzulagen sind am
1., 11. und 21. jeden Monats oder, wenn diese
Tage auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag
fallen, nach der für diesen Fall geltenden Be-
stimmung des § 6 Abs. 4 im vorhinein auszuzah-
len. Hiebei sind, unabhängig von der auf einen
Monat entfallenden Anzahl der Tage, die Dienst-
gradzulagen jeweils im Ausmaß eines Drittels des
im § 5 Abs. 2 festgelegten Monatsbetrages aus-
zuzahlen. Entsteht ein Anspruch auf Taggeld
nach § 4 Abs. 3 zwischen zwei Auszahlungs-
terminen, so ist der Differenzbetrag zwischen
dem nach § 4 Abs. 3 und dem ansonsten nach
§ 4 Abs. 1 oder Abs. 2 gebührenden Taggeld
zum nächstfolgenden Auszahlungstermin, sofern
der Anspruch aber nach dem letzten Auszah-
lungstermin entsteht, am Tage der Entlassung
aus dem Präsenzdienst bzw. am Tage vor dem
Antritt einer der Entlassung unmittelbar voran-
gehenden Dienstfreistellung gemäß § 39 des
Wehrgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 272/1971 auszuzahlen. Endet ein sol-
cher Anspruch zwischen zwei Auszahlungstermi-
nen, so ist der nicht mehr gebührende Teil des
im vorhinein ausgezahlten Taggeldes zum nächst-
folgenden Auszahlungstermin von dem nach § 4
Abs. 1 oder Abs. 2 gebührenden Taggeld einzu-
behalten."

9. Der Abs. 4 des § 7 hat zu lauten:

„(4) Im Falle der Ableistung von Kaderübun-
gen (§ 28 Abs. 6 des Wehrgesetzes in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 272/1971) oder im
Falle der Ableistung von Truppenübungen (§ 28
Abs. 4 des Wehrgesetzes) sowie von freiwilligen
Waffenübungen (§ 28 Abs. 9 des Wehrgesetzes),
die nicht länger als 15 Tage dauern, sind das
Taggeld nach § 4 Abs. 1 und je ein Dreißigstel
der Dienstgradzulage am Dienstantrittstag für
die gesamte Dauer der Waffenübungen im vor-
hinein auszuzahlen. Im Falle der Ableistung von
Truppenübungen und freiwilligen Waffenübun-
gen, die länger als 15 Tage dauern, sowie im Falle
der Ableistung außerordentlicher Übungen (§ 28 a
Abs. 4 des Wehrgesetzes) gilt hinsichtlich der
Auszahlung des Taggeldes nach § 4 Abs. 1 und
der Dienstgradzulage Abs. 1 sinngemäß. Das Tag-
geld nach § 4 Abs. 3 ist in allen Fällen unter
sinngemäßer Anwendung des Abs. 1 auszu-
zahlen."

10. Der Abs. 5 des § 7 a hat zu lauten:

„(5) Die Fahrtkostenvergütung ist den Wehr-
pflichtigen, sofern nicht Fahrscheine (Gutscheine)
zur Verfügung gestellt werden,
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a) im Falle des Abs. 3 lit. a innerhalb von
30 Tagen nach dem Antritt des Präsenz-
dienstes, spätestens aber am Tage der Ent-
lassung aus diesem,

b) im Falle des Abs. 3 lit. b am Tage der Ent-
lassung aus dem Präsenzdienst oder am
Tage vor dem Antritt der Dienstfreistel-
lung,

c) im Falle des Abs. 3 lit. c innerhalb von
30 Tagen nach der Geltendmachung gemäß
Abs. 4, spätestens aber am Tage der Ent-
lassung aus dem Präsenzdienst

auszuzahlen."

11. Im Abs. 3 des § 12 ist die Betragsangabe
„10 S" durch die Betragsangabe „20 S" zu er-
setzen.

12. § 17 a hat zu lauten:

„§ 17 a. B e s t a t t u n g u n d Ü b e r -
f ü h r u n g

Im Falle des Ablebens eines Wehrpflichtigen
trägt der Bund die notwendigen Bestattungs-
kosten sowie die notwendigen Kosten einer
Überführung des verstorbenen Wehrpflichtigen
vom Ort seines Ablebens, sofern aber dieser Ort
im Ausland gelegen ist und sich der Wehrpflich-
tige nicht aus dienstlichen Gründen im Ausland
befunden hat, von der Staatsgrenze in einen an-
deren Ort im Inland."

13. a) Im § 19 Abs. 2 und Abs. 4 tritt
jeweils an Stelle des Betrages von „1800 S" der
Betrag von „3100 S";

b) § 19 Abs. 6 hat wie folgt zu lauten:
„(6) Die Bemessungsgrundlage für den Fami-

lienunterhalt beträgt höchstens 7500 Schilling
und mindestens 3100 Schilling monatlich."

14. Im Abs. 3 des § 27 sind die Worte „inner-
halb von 14 Tagen" durch die Worte „innerhalb
von vier Wochen" zu ersetzen.

15. Der Abs. 4 des § 27 hat zu lauten:

„(4) Der Teil einer Entschädigung nach Abs. 3,
der über den Entschädigungsbetrag nach Abs. 2
hinausgeht, ist innerhalb von drei Wochen nach
Eintritt der Rechtskraft des Bescheides über die
Zuerkennung der Entschädigung vom Bundes-
ministerium für Landesverteidigung im Post-
wege zu überweisen."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1972
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Landesverteidigung
betraut.

Jonas
Kreisky Lütgendorf

2 2 2 . Bundesgesetz vom 14. Juni 1972,
über die Ermäßigung der Einkommensteuer

(Lohnsteuer) für das Kalenderjahr 1972

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Bei unbeschränkt steuerpflichtigen
Personen wird die Einkommensteuer (Lohn-
steuer) für das zweite Halbjahr des Kalender-
jahres 1972 wie folgt ermäßigt:

a) Wird die Einkommensteuer veranlagt, ist
die im Einkommensteuerbescheid für das
Kalenderjahr 1972 festzusetzende Einkom-
mensteuer samt Beiträgen und Sonder-
abgabe vom Einkommen bis zur Höhe die-
ser Abgaben um 360 S zu ermäßigen. Dies
gilt nicht, wenn Arbeitnehmer gemäß § 93
Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes 1967,
BGBl. Nr. 268, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 370/1970 veranlagt wer-
den.

b) Wird die Einkommensteuer durch Steuer-
abzug vom Arbeitslohn erhoben, hat der
Arbeitgeber die für den Arbeitnehmer von
den laufenden Bezügen einzubehaltende
Lohnsteuer samt Beiträgen und der Sonder-
abgabe vom Einkommen, die für den ersten
nach dem 30. Juni 1972 endenden Lohn-
zahlungszeitraum erhoben wird, um 360 S
zu kürzen. Erreicht der Ermäßigungsbetrag
hiebei nicht den Betrag von 360 S dann
hat der Arbeitgeber den Restbetrag in den
unmittelbar folgenden Lohnzahlungszeit-
räumen des Kalenderjahres 1972 durch Kür-
zung der Lohnsteuer für die laufenden
Bezüge des Arbeitnehmers zu berücksichti-
gen. Die Berücksichtigung des Ermäßigungs-
betrages kann bei Arbeitnehmern, die keine
oder eine Zweite (Dritte usw.) Lohnsteuer-
karte vorgelegt haben, nicht erfolgen. Bei
Lösung des Dienstverhältnisses nach dem
30. Juni 1972 ist dem Arbeitnehmer auf
der Lohnsteuerkarte zu bescheinigen, in
welchem Ausmaß der Ermäßigungsbetrag
gewährt wurde.

c) Erreicht die nach lit. b vorgenommene Kür-
zung der Lohnsteuer des Arbeitnehmers
nicht den Betrag von 360 S, dann kann der
Arbeitnehmer aus diesem Grunde unter
sinngemäßer Anwendung des § 76 Abs. 1
und. 2 des Einkommensteuergesetzes 1967
die Durchführung eines Jahresausgleiches
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beantragen. Bei Durchführung eines be-
antragten Jahresausgleiches gemäß dem
ersten Satz oder gemäß § 76 Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes 1967 ist der auf
Grund des Jahresausgleiches sich gemäß
§ 77 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes
1967 ergebende Erstattungsbetrag um den
Betrag von 360 S zu erhöhen.

d) Wird ein Jahresausgleich gemäß § 76 Abs. 3
des Einkommensteuergesetzes 1967 durch-
geführt, ist der gemäß § 77 Abs. 3 des
Einkommensteuergesetzes 1967 vorzuschrei-

bende Nachforderungsbetrag um 360 S zu
kürzen.

e) Der Ermäßigungsbetrag gemäß lit. b bis
lit. d darf jedoch nicht die für das Kalender-
jahr 1972 entrichtete, auf laufende Bezüge
entfallende Lohnsteuer übersteigen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch
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